
AKZENTE
ALLES WIEDER AUF ANFANG

Die Legislaturperiode des Bundestages geht zu Ende.
In ihren letzten Wochen hat er noch mehrere für die
Anwaltschaft bedeutsame Gesetze verabschiedet:
etwa das Gesetz zur Umsetzung der Berufsanerken-

nungsrichtlinie mit
wichtigen Änderun-
gen der BRAO, das
Gesetz zur Einfüh-
rung der elektro-
nischen Akte in der
Justiz mit weitrei-
chenden Vorgaben
zum elektronischen
Rechtsverkehr für
alle Gerichtszweige,
das Gesetz zur Neu-
regelung des Schut-
zes von Geheim-
nissen bei der Mit-
wirkung Dritter an
der Berufsausüb-
ung schweigepflich-
tiger Personen mit
einer Erweiterung

des Schutzbereichs des § 203 StGB oder das Gesetz
zur Umsetzung der Vierten EU-Geldwäscherichtlinie,
das den Rechtsanwaltskammern eine nunmehr anlass-
unabhängige Geldwäscheaufsicht übertragen hat.
In etwas mehr als einem Monat wird der 19. Deutsche
Bundestag gewählt. Dann steht alles wieder auf Anfang
– oder besser: fast alles. Einige profilierte Rechtspoliti-
kerinnen und Rechtspolitiker werden dann die politische
Bühne verlassen, andere werden bleiben. Bleiben wer-
den auch wichtige Desiderata der Anwaltschaft: Allen
voran müssen die anwaltlichen Kernwerte – Unabhän-
gigkeit, Verschwiegenheit, Freiheit von Interessenkolli-
sionen – gewahrt werden. Ich bin sicher: Auch in der
neuen Legislaturperiode wird es Gesetzesvorhaben ge-
ben, bei denen wir diese Kernwerte entschieden vertei-
digen müssen.
Beredtes Beispiel dafür ist der Vorstoß der Finanzminis-
terkonferenz, eine Anzeigepflicht für Steuergestaltungs-
modelle einzuführen; ähnliche Überlegungen gibt es
auch auf EU-Ebene. Eine solche Anzeigepflicht hätte ei-
nen massiven Eingriff in das Vertrauensverhältnis zwi-
schen Rechtsanwalt und Mandant zur Folge. Und sie
würde die Aufgabe der Anwaltschaft konterkarieren,
für ihre Mandanten die jeweils aktuelle Rechtslage zu

prüfen und umzusetzen, was aufgrund dieser Rechts-
lage legal möglich ist. Auch wenn inzwischen ein abge-
schwächter Vorschlag kursiert, der in bestimmten Fällen
die Anzeigepflicht auf die Mandanten verlagert: Es gilt,
äußerst wachsam zu bleiben, denn noch ist das Gesetz
nicht gemacht – der Bundestag, der es verabschieden
soll, muss schließlich erst gewählt werden.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, nutzen Sie die Gele-
genheit: Sprechen Sie mit den für Ihren Wahlkreis auf-
gestellten Kandidatinnen und Kandidaten, machen Sie
die Themen publik, die für die Anwaltschaft wichtig
sind, helfen Sie mit, unsere Interessen durchzusetzen!
Eine kleine Anregung, worüber Sie mit ihnen sprechen
könnten, finden Sie im aktuellen BRAK-Magazin.
Rechtspolitikerinnen und -politiker aller Bundestags-
fraktionen und der FDP stehen dort Rede und Antwort
zu wichtigen Anwaltsthemen. Und gehen Sie zur Wahl.
Wahlrecht ist für Demokraten Wahlpflicht!

Übrigens: Die 19. Legislaturperiode wird auch in ande-
rer Hinsicht für die Anwaltschaft spannend – Stichwort
elektronischer Rechtsverkehr. Gleich zu ihrem Beginn,
am 1.1.2018, setzt die passive Nutzungspflicht für
das besondere elektronische Anwaltspostfach (beA)
ein. Die vom Gesetzgeber vorgesehene Erprobungs-
phase, in der man Testnachrichten über das beA ver-
senden konnte, ohne zugleich mit Zustellungen rech-
nen zu müssen, endet dann. Rechtsanwältinnen und
Rechtsanwälte sind ab Anfang nächsten Jahres gesetz-
lich verpflichtet, die zum Empfang nötige technische
Ausrüstung vorzuhalten und Nachrichten, die an ihr
beA gesandt werden, zur Kenntnis zu nehmen. Und
spätestens kurz nach dem Ende der 19. Legislaturpe-
riode, also spätestens ab dem 1.1.2022, wird in ganz
Deutschland flächendeckend die Justiz am elektro-
nischen Rechtsverkehr teilnehmen. Dann wird auch
die aktive Nutzung des beA für Rechtsanwältinnen
und Rechtsanwälte verpflichtend.

Dies wird viele Veränderungen in der täglichen Arbeit
in Ihren Kanzleien mit sich bringen – nicht nur für die
Art und Weise, wie mit Gerichten, Behörden, Kollegin-
nen und Kollegen kommuniziert wird, oder wie Akten
geführt werden. Diesen Veränderungen sollten Sie
sich unvoreingenommen stellen, und zwar besser mor-
gen als erst Anfang 2018, wenn die passive Nutzungs-
pflicht bereits gilt.

Ihr Ekkehart Schäfer
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